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Thema

Schmale Förderung bei hohen Risiken
Arbeitsmarktpolitik für junge Menschen

■ Tina Hofmann

Trotz des vielbeschworenen demographi-
schen Wandels und absehbaren Arbeits-
kräftemangel stehen junge Menschen
nicht mehr länger im Blickpunkt der Ar-
beitsmarktpolitik. Einige Träger der Ju-
gendsozialarbeit haben daraus bereits
konzeptionelle Konsequenzen gezogen,
indem sie sich neue Kooperationspartner
wie Jugendämter, Schulen und Unterneh-
men suchen.

Junge Menschen standen noch bis vor
kurzem im Zentrum der Arbeitsmarktpo-
litik. Das hat sich mittlerweile verändert.
Ist dies durch die Entwicklungen am Ar-
beits- und Ausbildungsstellenmarkt für
junge Menschen begründet?

Erste These: Der offene Arbeits -
markt hat den Preis eines
prekären Einstiegs

Die Jugendarbeitslosigkeit in Deutsch-
land ist im internationalen Vergleich seit
vielen Jahren vergleichsweise niedrig. Im
Mai 2011 waren 5,5% der 15- bis 25-
Jährigen offiziell arbeitslos gemeldet. (1)
Auch in Zeiten der Wirtschaftskrise wa-
ren junge Menschen nur etwas häufiger
arbeitslos als noch vor zehn Jahren. (2)
Allerdings erlangen junge Menschen ihre
vergleichsweise guten Eintrittschancen
am Arbeitsmarkt zu ungünstigen Be-
schäftigungsbedingungen. Im letzten
Jahrzehnt stieg der Anteil junger Er-
werbstätiger mit befristeten Stellen. (3)
Selbst unter Ausklammerung von Ausbil-
dungsphasen beträgt der Anteil befristet
tätiger junger Erwerbstätiger in der Al-
tersgruppe 15 bis 20 Jahren rund 41%. In
der Altersgruppe der 20- bis unter 25-
Jährigen arbeitete gut jeder Vierte mit be-
fristetem Vertrag.

Der Eintritt ins Erwerbsleben ist prekär
und verschiebt zeitlich sich ins Erwachse-
nenalter, weil junge Menschen heute im
Vergleich zu früheren Zeiten längere Pha-
sen in Bildung und Ausbildung haben. 

Zweite These: Der Übergang
von der Schule in den Beruf ist
durch ungleiche Bildungs -
chancen und Risiken sozialer
Ausgrenzung geprägt

Leider schlägt sich die längere Ausbil-
dungszeit nicht generell in höheren Bil-
dungsabschlüssen und verbesserten Chan-
cen auf einen sozialen Aufstieg nieder: Ei -
nerseits nahm die Zahl der Schulabgänger
mit Hochschulreife in den letzten Jahren
zu, so dass heute knapp jeder dritte Schul-
abgänger ein Studium aufnehmen kann. (4)
Andererseits gibt es nach wie vor zu viele
Jugendliche, die die Regelschule ohne
Schulabschluss verlassen. In den Jahren
2004 bis 2008 sank die Zahl der Schulab-
gänger ohne Schulabschluss nur um 1%
auf  7,5%. (5) Der Anteil von jungen Men-
schen ohne Berufsabschluss ist in den letz-
ten Jahren sogar gestiegen. Im Jahr 2008
lag der Anteil Ungelernter in der Alters-
gruppe von 20 bis 29 Jahren bei 15,2%. (6)

Durchgehend schwierig haben es aus-
ländische Jugendliche, einen Berufsab-
schluss zu erlangen. Ihre Ungelernten-
Quote liegt sei vielen Jahren unverändert
bei rund 30%. Dieser auch angesichts des
demographischen Wandels äußerst nega-
tiv zu bewertende Trend hat mit jahrlang
verfestigten Problemen am Ausbildungs-
stellenmarkt zu tun.

Weil seit vielen Jahren Ausbildungsplät-
ze fehlen, ist das sogenannte Übergangssys-
tem bis in das Jahr 2010 hinein stetig an-
gewachsen. Die Ausbildungschancen für
Jugendliche mit nur Hauptschulabschluss
oder Migrationshintergrund sind weiter-
hin gering. Während sich im letzten Jahr
94 % aller Hauptschüler eine betriebliche
Ausbildung wünschten, gelang nur rund
einem Drittel (36 %) tatsächlich der Ein-
stieg in eine Berufsausbildung.

Der Paritätische Gesamtverband hat
das Institut für Sozialpädagogische For-
schung mit der Untersuchung der Frage
betraut, wie groß der Personenkreis der-
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jenigen jungen Menschen einzuschätzen
ist, deren Integration ins Erwerbsleben
und Gesellschaft absehbar gefährdet ist,
etwa weil sei nach Scheitern in Maßnah-
men des Übergangssystems nicht in Aus-
bildung und Arbeit integriert werden
können oder aufgrund vielfältiger per-
sönlicher Belastungen der Unterstützung
der Jugendhilfe bedürfen. Nach Berech-
nungen gehören zu dem Personenkreis
dieser sogenannten »integrationsgefähr-
deten Jugendlichen« derzeit rund
537.000 Jugendliche und junge Erwach-
sene. (7) Wie hat die Arbeitsmarktpolitik
der letzten Jahre auf diese herausfordern-
den Entwicklungen reagiert? 

Dritte These: Die Besonderheit
der Jugend ist für die
Arbeitsmarktpolitik vorbei

Während die Arbeitsmarkpolitik der
Großen Koalition noch von einem beson-
deren Schwerpunkt zur Bekämpfung der
Jugendarbeitslosigkeit bestimmt war, ist
kein besonderer Fokus der aktuellen Ar-
beitsmarktpolitik auf junge Menschen
mehr gegeben. Allerdings war der frühere
Förderschwerpunkt gerade in der Grund-
sicherung für Arbeitssuchende mit einem
massenhaften, teils zu wenig individuellen
Instrumenteneinsatz für junge Menschen
verbunden. Gerade mit Einführung der
Grundsicherung für Arbeitssuchende
landete ein Großteil junger Menschen le-
diglich in den Ein-Euro-Jobs. In der ak-
tuellen Ausrichtung der Arbeitsmarktpo-
litik sind nur wenige zielgruppenspezifi-
sche Schwerpunkte, diese für ältere
Menschen und zugunsten von Menschen
mit Behinderungen, erkennbar.

Vierte These: Es gibt neue
Akzente bei den präventiven
Hilfen in Schulen, aber
Maßnahmen zum Nachholen
von Schulabschlüssen sind fast
ohne  Bedeutung

Mit den jüngsten arbeitsmarktpoliti-
schen Reformen wurde den Arbeitsagen-
turen ein neues Förderinstrument zur prä-
ventiven Hilfe an die Hand gegeben, wel-
ches zusätzlich durch das Programm
»Bildungsketten« des Bildungsministeri-
ums befördert wurde. Die sogenannte Be-

rufseinstiegsbegleitung setzt mit der För-
derung schon in der Schule an und hilft
Jugendlichen, sowohl einen Schulab-
schluss zu erlangen als auch den Weg in
die Berufsausbildung zu finden.

Geht es nach den Vorschlägen der
Bundesregierung zur aktuellen Reform
der arbeitsmarktpolitischen Instrumente
(8), so wird das zunächst nur befristete
Instrument fortgeführt.  Zukünftig sollen
die Arbeitsagenturen die Förderung aber
nur noch unter der Voraussetzung leisten,
dass sich weitere Finanzierungspartner
mit mindestens 50% an den Kosten be-
teiligen.

Verstetigt und ausgebaut werden könn-
te die Förderung der Berufsorientierung
an Schulen. Das Angebot soll außerdem
verstärkt für Schülerinnen und Schüler
mit Behinderungen zugänglich gemacht
werden, die als Abgänger von Förder-
schulen heute zu wenig Chancen auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt haben und
häufig in Werkstätten für Menschen mit
Behinderungen gelangen.

Die präventiven Förderinstrumente der
Berufsorientierung und Berufseinstiegsbe-
gleitung haben in den letzten Jahren an
Bedeutung gewonnen; so wurden im Mai
2011 rund 75.000 Jugendliche gefördert.
(9)

Mehr Symbolwirkung als praktische
Bedeutung hat hingegen der Rechtsan-
spruch in der Arbeitsförderung auf das
Nachholen eines Schulabschlusses für
junge Menschen erlangt. Die Große Koa-
lition hatte gezielt Rechtsansprüche in der
Arbeitsförderung verankert, damit Ju-
gendliche und junge Erwachsene in Be-
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen
nachträglich einen Schulabschluss erwer-
ben können. Hiervon konnten im Jahr
2009 lediglich rund 6.000 Jugendliche
profitieren. (10)

Fünfte These: Der Rückzug bei
der Ausbildungsförderung ist
eingeläutet

Ungeachtet der andauernden Probleme
am Ausbildungsstellenmarkt – fehlende
Ausbildungsplätze, schlechte Ausbil-
dungschancen für benachteiligte Jugend-
liche und Migranten, weiterhin hohe Alt-
bewerberzahlen – ist die Ausbildungsför-
derung im Rückzug begriffen.

Konkret zeigt sich das bereits beispiels-
weise an der Reduzierung von Ausbil-

dungsangeboten, die von der Bundes-
agentur für Arbeit gefördert werden. Seit
Jahresbeginn 2011 sinkt die Zahl der Ju-
gendlichen massiv, die in eine außerbe-
triebliche Ausbildung einmünden. Im
Vorjahresvergleich gelangten rund 30%
weniger junge Menschen in eine solche
Ausbildung. (11)

Die Bundesregierung hat sich außer-
dem von speziellen Förderangeboten für
sogenannte Altbewerber verabschiedet,
die in den letzen Jahren zu einer großen
»Problemgruppe« am Ausbildungsstel-
lenmarkt herangewachsen waren. Sie hat
den Ausbildungsbonus mit  Verweis auf
mögliche Mitnahmeeffekte abgeschafft,
ohne dass alternative Förderungen für
diese Zielgruppe angeboten worden sind.
Derzeit zählen immer noch rund 256.000
Bewerberinnen und Bewerber zu dieser
Gruppe. (12)

Der neuerliche Versuch aus dem Ar-
beitsministerium, sich im Rahmen der ak-
tuellen Reform der arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumente auch von der soge-
nannten Einstiegsqualifizierung zu
verabschieden, wurde durch breiten Pro-
test von Wirtschaft, Jugend- und Sozial-
verbänden unterbunden.

Sechste These: Die Kürzungen
in der Arbeitsmarktpolitik
gehen auch zulasten der
Qualifizierung  junger
Menschen

Die Förderrückgänge hängen nicht un-
wesentlich mit den massiven Kürzungen
der Mittel für die aktive Arbeitsmarktpo-
litik zusammen. Die  Sparbeschlüsse der
Bundesregierung  sehen Kürzungen in der
aktiven Arbeitsmarktpolitik im Zeitraum
2011 bis 2014 in Höhe von insgesamt 16
Milliarden Euro vor.

Die aktive Arbeitsmarktpolitik und
Ausbildungsförderung wird infolgedessen
stark eingeschränkt. Nicht nur die Aus-
bildungsförderung, auch die Fort- und
Weiterbildung von jungen Menschen ist
rückläufig. Ein Minus von 34% in der
Weiterbildung junger Menschen weist die
Förderstatistik der Bundesagentur für Ar-
beit gegenüber dem Vorjahr aus.

Gezielte Investitionen in die nachträgli-
che Qualifizierung von jungen Menschen
bleiben so auf der Strecke; dies trotz des
gestiegenen Anteils ungelernter junger Er-
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wachsener und des absehbaren Fachkräf-
temangels.

Siebte These: Die soziale
Ausgrenzung junger Menschen
wird nicht als Thema der
Arbeitsmarktpolitik verstanden

Die aktuelle Arbeitsmarktpolitik macht
es sich nicht zur Aufgabe, der sozialen
Ausgrenzung von jungen Menschen, die
sich beispielsweise an schlechten Wohn-
verhältnissen, schwierigen familiären Be-
dingungen, dauerhaft verwehrten Zugän-
gen zu Bildung und Qualifizierung zeigt,
entgegenzuwirken. Zwar wurde mit den
sogenannten Maßnahmen zur Aktivie-
rung und beruflichen Eingliederung in
2009 ein neues Angebot zur nieder
schwelligen Förderung von förderbedürf-
tigen Jugendlichen geschaffen, das von
vielen Trägern der Jugendsozialarbeit in
ihrer Praxis für eine bedarfsgerechte und
auch ausreichend lange Förderung genutzt
werden kann.  Allerdings beklagen viele
Praktiker fehlende Flexibilität in der För-
derung und Nachteile, die mit der öffent-
lichen Ausschreibung dieser Angebote ein-
hergehen. (13) Zudem bestehen in der
Grundsicherung für Arbeitsuchende nach
wie vor rigide Sanktionsmechanismen,
wodurch der sozialen Ausgrenzung von
Jugendlichen Vorschub geleistet wird.

Die Kooperation der Arbeitsförderung
mit anderen Hilfesystemen, die in der
Lage wären, komplexe Problemlagen aus
dem Lebensumfeld junger Menschen auf-
zugreifen, ist noch unterentwickelt. Das
gilt vor allem für die Zusammenarbeit
von Jugendämtern mit Jobcentern und
Arbeitsagenturen.

Bessere Voraussetzungen für die Ko-
operation müssten auch bei der Gestal-
tung arbeitsmarktpolitischer Instrumente
geschaffen werden, etwa durch geeignete
Finanzierungsregelungen. Dies war aller-
dings weder Gegenstand der letzten gro-
ßen Reform der arbeitsmarktpolitischen
Instrumente  noch ist es Thema der ak-
tuellen Gesetzgebung. Offenbar geht es
derzeit vor allem darum, feste Zuständig-
keitsgrenzen für die Arbeitsmarktpolitik
zu wahren und damit Steuerung und Ko-
stenkontrolle zu behalten.

Ausblick

Jugendliche und junge Erwachsene ste-
hen nicht länger im Fokus der Arbeits-
marktpolitik. So sehr sich die Förderung
der Arbeitsagentur auch mit neueren För-
derinitiativen zuletzt an den präventiven
Bereich der Schulen verlagert hat, so vor-
schnell zieht sie sich aus dem Bereich der
Ausbildungsförderung zurück. Dies ge-
schieht zu einem Zeitpunkt, da der demo-
graphische Wandel allenfalls regionale
Entlastungen am Ausbildungsstellenmarkt
gebracht hat. Im Zuge der aktuellen dra-
stischen Kürzungen in der Arbeitsmarkt-
förderung fehlen notwendige Mittel, um in
die Qualifikationen vieler ungelernter jun-
ger Erwachsener zu investieren und damit
einen Beitrag zur Bekämpfung des Fach-
kräftemangels zu leisten.

Mit der wachsenden sozialen Ausgren-
zung junger Menschen werden sich zu-
künftig immer stärker Kommunen und
die kommunale Jugendhilfe konfrontiert
sehen. Die Träger der Jugendsozialarbeit
haben sich auf den Weg gemacht, die ak-
tuellen Entwicklungen der Arbeitsmarkt-
politik zu bewältigen. Sie sind nicht mehr
alleine in der beruflichen Förderung jun-
ger Menschen im Auftrag von Jobcentern
und Arbeitsagenturen tätig, sondern ha-
ben sich weitere Standbeine, etwa an
Schulen, in der Zusammenarbeit mit
Unternehmen oder bei der Förderung von
Familien geschaffen. Damit gelingt ihnen
ein notwendiger Blick auf junge Men-
schen, den die aktuell von Kürzungen ge-
prägte Arbeitsmarktförderung gar nicht
einnehmen kann: die Sichtweise auf den
ganzen Menschen und seine Lebensum-
stände. ◆
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